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in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und Mindestlohn -
gesetz – LTMG)

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit diesem Gesetz sollen Wettbewerbsverzerrungen bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge unterbunden werden. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit zwingt den öf-
fentlichen Auftraggeber, den Zuschlag auf das wirtschaftlich günstigste Angebot
zu erteilen. Erzielt dieses Angebot seine Position dadurch, dass das anbietende
Unternehmen untertariflich entlohnte Beschäftigte einsetzt, führt dies zu einer
Wettbewerbsverzerrung. Sie schadet Unternehmen, die ihren Mitarbeitern Tarif-
löhne bezahlen und ebenfalls um den Auftrag konkurrieren. In der Folge sind ta-
rifgebundene Arbeitsplätze, insbesondere in mittelständischen Unternehmen, in
beträchtlichem Maße gefährdet. Um derartige Wettbewerbsverzerrungen zu ver-
hindern, bedarf es hinsichtlich der Lohn- und Gehaltstarife der Unternehmen, die
sich um einen öffentlichen Auftrag bewerben, einer Angleichung ihrer Ausgangs-
lage. Diese Angleichung soll mithilfe dieses Gesetzes erreicht werden, indem 

I. auf der Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes allgemeinverbindlich
erklärte Tarifverträge Gegenstand von Tariftreueerklärungen werden,

II. für den Verkehrssektor, der europarechtlich gesondert geregelt ist, eine weiter
gehende Tariftreueregelung vorgesehen ist und

III. ein vergabespezifischer Mindestlohn von 8,50 Euro (brutto) pro Stunde einge-
führt wird, der auf keinen Fall unterschritten werden darf.

Die Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen bei der Vergabe von öffent -
lichen Aufträgen soll in beschäftigungspolitisch sensiblen Bereichen zudem den
Erhalt von Arbeitsplätzen gewährleisten, die einen ausreichenden sozialen Schutz
und ein angemessenes Einkommensniveau garantieren. Hinsichtlich dieses Ziels
flankiert das vorliegende Gesetz das Gesetz zur Mittelstandsförderung des Lan-
des.
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Rechtliche Grundlage für dieses Gesetz ist § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), wonach der Landesgesetzgeber für die
Vergabe öffentlicher Aufträge besondere Anforderungen an die Unternehmen
stellen darf. Zwar gilt diese Vorschrift gemäß § 100 Absatz 1 GWB nur für Verga-
ben mit Auftragswerten ab den EU-Schwellenwerten. Für die Vergabe von sons -
tigen öffentlichen Aufträgen steht es dem Landesgesetzgeber jedoch ebenfalls frei,
besondere Anforderungen an die Eignung von Unternehmen zu stellen. Mit diesem
Gesetz soll von der Ermächtigungsgrundlage in § 97 Absatz 4 GWB für Baden-
Württemberg Gebrauch gemacht werden. Dabei werden die europarecht lichen An-
forderungen an Tariftreuegesetze, die insbesondere aus dem Rüffert-Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofes vom 3. April 2008 (Az.: C-346/06) abgeleitet werden
können, berücksichtigt.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit dem vorliegenden Gesetz werden für die vom Anwendungsbereich des Geset-
zes erfassten öffentlichen Aufträge des Landes Baden-Württemberg, der kommu-
nalen Auftraggeber sowie sonstiger öffentlicher Auftraggeber, die in Baden-
Württemberg Aufträge vergeben, Tariftreueregelungen festgeschrieben, die eine
Bindung an die nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz und dem Mindestarbeits-
bedingungengesetz fixierten Löhne enthalten. Im Bereich des öffentlichen Perso-
nenverkehrs wird die Tariftreuepflicht dahingehend konkretisiert, dass einer der
in Baden-Württemberg in dieser Branche geltenden und repräsentativen Tarifver-
träge angewandt werden muss. Darüber hinaus wird eine Mindestentgeltverpflich-
tung vorgegeben, die dort gilt, wo die Tariftreuepflicht nicht greift oder für die
Beschäftigten zu ungünstigeren Entgelten führen würde. Auch Nachunternehmen
müssen diesen Regelungen unterworfen werden.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine. Zur Erreichung des politisch gewünschten Ziels ist eine gesetzliche Rege-
lung erforderlich.

D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e r  R e g e l u n g s f o l g e n a b s c h ä t z u n g
u n d  N a c h h a l t i g k e i t s p r ü f u n g

I. Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung:

Für die Unternehmen können geringfügig höhere Kosten durch Nachweispflichten
entstehen. Andererseits stärkt die angestrebte Verhinderung von Wettbewerbs -
verzerrungen die Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere der kleinen und mittleren Un-
ternehmen. Durch die Verpflichtung aller potenziellen Bewerber um öffentliche
Aufträge auf die Einhaltung bestimmter Tarifverträge beziehungsweise auf die Zah-
lung eines Mindestentgelts erfolgt für sie bei der Bewerbung um öffentliche Auf -
träge insoweit eine Angleichung ihrer wettbewerblichen Ausgangslage. Zugleich
soll in beschäftigungspolitisch sensiblen Bereichen der Erhalt von Arbeitsplätzen
gewährleistet werden, die einen ausreichenden sozialen Schutz und ein angemes -
senes Einkommensniveau garantieren. Mit dem vorgesehenen Mindestentgelt wird
zudem ein Vergütungsniveau bestimmt, das den Unternehmen und ihren Beschäf-
tigten auch außerhalb von öffentlichen Aufträgen eine Orientierungshilfe sein kann.

II. Öffentliche Haushalte und Verwaltung:

Die im Gesetz enthaltenen Regelungen und Verpflichtungen für die Unternehmen
bei der Ausführung von öffentlichen Aufträgen im Anwendungsbereich des Ge-
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setzes führen nicht zwingend zu Mehrkosten für die öffentlichen Haushalte. Ins-
besondere gibt es keinen regelmäßig feststellbaren Automatismus zwischen der
Tariftreue- beziehungsweise Mindestentgeltpflicht und den Gesamtpreisen bei öf-
fentlichen Aufträgen. Das Ergebnis von Ausschreibungen hängt meist von einer
Vielzahl von Einzelpositionen und Faktoren ab, die unternehmensabhängig unter-
schiedlich stark ins Gewicht fallen können. Ob und in welchem Umfang die vor-
gesehenen Regelungen über die Angebotspreise zu Mehrkosten für die öffent -
lichen Auftraggeber führen, ist daher nicht vorhersehbar.

Die durch das Gesetz zu erwartenden Verbesserungen führen zu vorab nicht quan-
tifizierbaren Einsparungen bei Transferzahlungen sowie staatlichen Mehreinnah-
men bei Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen. Damit erfolgt auch ein Bei-
trag zur Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme.

Zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht durch den Gesetzesvollzug insbeson-
dere durch die Feststellung der einschlägigen Lohn- und Gehaltstarife, die Ein -
holung von Nachweisen sowie durch Kontrollen und Sanktionen. Die staatlichen,
kommunalen und sonstigen öffentlichen Auftraggeber werden bei der Gesetzes-
anwendung allerdings durch die bei einem landesweit zuständigen Vorort-Regie-
rungspräsidium vorgesehene Servicestelle teilweise entlastet. Durch die Einrich-
tung dieser Stelle entsteht jedoch Personalaufwand beim Land, dessen Umfang
wesentlich von ihrer tatsächlichen Inanspruchnahme abhängen wird. Geringer
Mehraufwand beim Land entsteht außerdem beim Sozialministerium im Zusam-
menhang mit der Feststellung der repräsentativen Tarifverträge im Verkehrsbe-
reich sowie der Fortschreibung des Mindestentgelts von 8,50 Euro pro Stunde.
Soweit bei Kontrollen Verstöße festgestellt werden, die zu Vertragsstrafen führen,
kommen diese den jeweiligen öffentlichen Auftraggebern zugute.
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Staatsministerium Stuttgart, 27. November 2012
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Abs. 1 der Landesverfassung den
von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Tariftreue- und Mindest-
lohngesetzes für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue-
und Mindestlohngesetz – LTMG) mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte, die Be-
schlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit für das Gesetz
liegt beim Ministerium für Finanzen und Wirtschaft.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Tariftreue- und Mindestlohngesetz 

für öffentliche Aufträge in Baden-Würt-

temberg (Landestariftreue- und Mindest-

lohngesetz – LTMG)

§ 1

Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz wirkt Verzerrungen im Wettbewerb um
öffentliche Aufträge entgegen, die durch den Einsatz von
Niedriglohnkräften entstehen, und mildert Belastungen
für die sozialen Sicherungssysteme. Es bestimmt zu die-
sem Zweck, dass öffentliche Auftraggeber öffentliche
Aufträge nach Maßgabe dieses Gesetzes nur an Unter-
nehmen vergeben dürfen, die ihren Beschäftigten das in
diesem Gesetz festgesetzte Mindestentgelt bezahlen und
sich tariftreu verhalten.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Vergabe von öffentlichen
Aufträgen über Bau- und Dienstleistungen in Baden-
Württemberg im Sinne von § 99 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(2) Im öffentlichen Personenverkehr gilt dieses Gesetz für
alle in Baden-Württemberg zu vergebenden Dienstleis -
tungsaufträge im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/
2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdiens -
te auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verord-
nungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des
Rates (ABl. L 315 vom 3. Dezember 2007, S. 1) in der
jeweils geltenden Fassung. Dieses Gesetz gilt auch für
öffentliche Dienstleistungsaufträge für Verkehre im Sin-
ne von § 1 der Freistellungs-Verordnung vom 30. August
1962 (BGBl. I S. 601), zuletzt geändert durch Ar tikel 1
der Verordnung vom 4. Mai 2012 (BGBl. I S. 1037), in
der jeweils geltenden Fassung.

(3) Dieses Gesetz ist für alle Aufträge nach den Ab -
sätzen 1 und 2 ab einem geschätzten Auftragswert von
20 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) anzuwenden. Für die
Schätzung des Auftragswertes gilt § 3 der Vergabever-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes
sind die öffentlichen Auftraggeber in Baden-Württem-
berg gemäß § 98 Nummern 1 bis 5 GWB. Satz 1 gilt
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nicht, wenn öffentliche Auftraggeber Vergabeverfahren
im Namen oder im Auftrag des Bundes oder eines ande-
ren Bundeslandes durchführen.

(5) Soweit nach diesem Gesetz Verpflichtungen im Rah-
men der Angebotsabgabe begründet werden, gelten diese
Verpflichtungen für Direktvergaben im Sinne von Ar tikel 5
Absätze 2, 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
entsprechend und sind vor der Erteilung des Auftrags zu
erfüllen.

(6) Sollen öffentliche Aufträge gemeinsam mit Auftrag-
gebern anderer Bundesländer oder aus Nachbarländern
der Bundesrepublik Deutschland vergeben werden, ist
mit diesen eine Einigung über die Einhaltung der Be-
stimmungen dieses Gesetzes anzustreben. Kommt diese
nicht zustande, kann von den Bestimmungen dieses Ge-
setzes abgewichen werden.

§ 3

Tariftreuepflicht

(1) Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleistun-
gen, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in
der jeweils geltenden Fassung erfasst werden, dürfen nur
an Unternehmen vergeben werden, die sich bei Ange-
botsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten
bei der Ausführung der Leistung diejenigen Arbeits -
bedingungen einschließlich des Entgelts zu gewähren,
die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben des -
jenigen Tarifvertrages entsprechen, an den das Unter-
nehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
gebunden ist.

(2) Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleistungen,
die vom Mindestarbeitsbedingungengesetz (MiArbG) in
der jeweils geltenden Fassung erfasst werden, dürfen nur
an Unternehmen vergeben werden, die sich bei Ange-
botsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten
bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt zu zahlen,
das nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben einer
aufgrund von § 4 Absatz 3 MiArbG erlassenen Rechts-
verordnung entspricht, an die das Unternehmen aufgrund
des Mindestarbeitsbedingungengesetzes gebunden ist.

(3) Öffentliche Aufträge über Verkehrsdienstleistungen
gemäß § 2 Absatz 2 dürfen nur an Unternehmen verge-
ben werden, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich ver-
pflichten,

1. ihren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung
ein Entgelt zu zahlen, das insgesamt mindestens dem
in Baden-Württemberg für diese Leistung in einem
der einschlägigen und repräsentativen mit einer tarif-
fähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge vor-
gesehenen Entgelt nach den tarifvertraglich festgeleg-
ten Modalitäten, einschließlich der Aufwendungen für
die Altersversorgung, entspricht und
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2. während der Ausführung der Leistung eintretende ta-
rifvertragliche Änderungen des Entgelts nachzuvoll-
ziehen. 

Die öffentlichen Auftraggeber benennen die einschlägi-
gen und repräsentativen Tarifverträge in der Bekannt -
machung und den Vergabeunterlagen des öffentlichen
Auftrags.

(4) Das Sozialministerium bestimmt im Einvernehmen
mit dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur
durch Rechtsverordnung, auf welche Weise festgestellt
wird, welche Tarifverträge als repräsentativ anzusehen
sind und wie deren Veröffentlichung erfolgt. Die Fest-
stellung erfolgt unter Berücksichtigung der Empfehlun-
gen eines beim Sozialministerium einzurichtenden Bei-
rats. Der Beirat wird paritätisch mit Vertretern der im
Bereich des Verkehrs gemäß § 2 Absatz 2 tätigen Sozial-
partner besetzt. Das Verzeichnis der als repräsentativ
festgestellten Tarifverträge wird beginnend mit dem Jahr
2013 jährlich und aus besonderem Anlass überprüft und
erforderlichenfalls in der Regel zum 1. März des Folge-
jahres angepasst. Bei der Feststellung der Repräsenta -
tivität ist vorrangig abzustellen auf

1. die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Arbeit-
gebern Beschäftigten in Baden-Württemberg, die un-
ter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallen und

2. die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des
Tarifvertrags fallenden Mitglieder der Gewerkschaft,
die den Tarifvertrag geschlossen hat.

(5) Beim Regierungspräsidium Stuttgart wird eine Ser -
vicestelle eingerichtet. Sie informiert über das Tarif-
treue- und Mindestlohngesetz und stellt die Entgeltrege-
lungen aus den einschlägigen und repräsentativen Tarif-
verträgen zur Verfügung. Die Servicestelle nimmt im
Rahmen der Rechtsverordnung nach Absatz 4 zugleich
die Aufgaben einer Geschäftsstelle des Beirats wahr.

§ 4

Mindestentgelt

(1) Öffentliche Aufträge dürfen nur an Unternehmen
vergeben werden, die sich bei Angebotsabgabe schrift-
lich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausfüh -
rung der Leistung ein Entgelt von mindestens 8,50 Euro
(brutto) pro Stunde zu zahlen (Mindestentgelt). Satz 1
gilt nicht, soweit nach § 3 Tariftreue gefordert werden
kann und die danach maßgebliche tarifliche Regelung
für die Beschäftigten günstiger ist. Satz 1 gilt ferner
nicht für die Leistungserbringung durch Auszubildende
und für die Vergabe von Aufträgen an anerkannte Werk-
stätten für behinderte Menschen und anerkannte Blin-
denwerkstätten.

(2) Das Sozialministerium wird ermächtigt, die Höhe des
Mindestentgelts nach Absatz 1 unter Berücksichtigung



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2742

8

der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung im Ein-
vernehmen mit dem Finanz- und Wirtschaftsministerium
durch Rechtsverordnung anzupassen. Zur Vorbereitung
der Entscheidung richtet das Sozialministerium eine
Kommission ein, die Vorschläge für die Anpassungen
vorlegen soll. Die Kommission wird paritätisch mit Ver-
tretern der Sozialpartner besetzt. Sie soll in der Regel
mindestens einmal jährlich bis zum 31. August tagen.

§ 5

Verpflichtungserklärung

(1) Die öffentlichen Auftraggeber weisen in der Be-
kanntmachung des öffentlichen Auftrags und in den Ver-
gabeunterlagen darauf hin, dass die Bieter sowie deren
Nachunternehmen und Verleihunternehmen (§ 6 Absatz 1
Satz 1), soweit diese bereits bei Angebotsabgabe be-
kannt sind, die erforderlichen Verpflichtungserklärungen
gemäß § 3 Absatz 1 bis 3 (Tariftreueerklärung) oder § 4
Absatz 1 (Mindestentgelterklärung) abzugeben haben.

(2) In die Verpflichtungserklärungen können auch die im
Fall der Auftragserteilung mit den Unternehmen zu tref-
fenden Vereinbarungen nach § 6 Absatz 2, § 7 Absatz 1
Satz 4 und Absatz 2 Satz 3 sowie § 8 Absätze 1 und 2
aufgenommen werden.

(3) Die Servicestelle nach § 3 Absatz 5 gibt im Internet
Muster für die Abgabe der Verpflichtungserklärungen
bekannt. Diese können verwendet werden.

(4) Fehlt eine gemäß Absatz 1 geforderte Verpflichtungs -
erklärung bei Angebotsabgabe und wird sie auch nach
Aufforderung nicht vorgelegt, so ist das Angebot von der
Wertung auszuschließen.

§ 6

Nachunternehmen

(1) Die Unternehmen haben ihre Nachunternehmen so-
wie Unternehmen, die ihnen Arbeitskräfte verleihen
(Verleihunternehmen), sorgfältig auszuwählen.

(2) Für den Fall der Ausführung vertraglich übernomme-
ner Leistungen durch Nachunternehmen hat sich das Un-
ternehmen zu verpflichten, die Erfüllung der Verpflich-
tungen nach den §§ 3 und 4 durch die Nachunternehmen
sicherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber Ta-
riftreue- und Mindestentgelterklärungen der Nachunter-
nehmen vorzulegen. Gleiches gilt, wenn das Unterneh-
men oder ein beauftragtes Nachunternehmen zur Aus-
führung des Auftrags Arbeitskräfte eines Verleihunter-
nehmens einsetzt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend
für alle weiteren Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen der vom beauftragten Unternehmen eingeschal-
teten Nachunternehmen. Auf die Verpflichtung zur Vor-
lage von Tariftreue- und Mindestentgelterklärungen
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kann verzichtet werden, wenn das Auftragsvolumen 
eines Nachunternehmens oder Verleihunternehmens we-
niger als 10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) beträgt.

§ 7

Nachweise und Kontrollen

(1) Die beauftragten Unternehmen sowie ihre Nach -
unternehmen und Verleihunternehmen sind verpflichtet,
dem öffentlichen Auftraggeber die Einhaltung der Ver-
pflichtung nach den §§ 3 und 4 auf dessen Verlangen je-
derzeit nachzuweisen. Die öffentlichen Auftraggeber
dürfen zu diesem Zweck in erforderlichem Umfang Ein-
sicht in die Entgeltabrechnungen der beauftragten Unter-
nehmen sowie ihrer Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen, in die zwischen dem beauftragten Unternehmen
sowie ihren Nachunternehmen und Verleihunternehmen
jeweils abgeschlossenen Verträge sowie in andere Ge-
schäftsunterlagen nehmen, aus denen Umfang, Art, Dau-
er und tatsächliche Entlohnung von Beschäftigungsver-
hältnissen hervorgehen oder abgeleitet werden können,
und hierzu Auskunft verlangen. Die beauftragten Unter-
nehmen sowie ihre Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit
solcher Kontrollen hinzuweisen. Die öffentlichen Auf-
traggeber verpflichten den Auftragnehmer vertraglich,
ihnen ein entsprechendes Auskunfts- und Prüfungsrecht
auch bei der Beauftragung von Nachunternehmen und
Verleihunternehmen einräumen zu lassen.

(2) Die beauftragten Unternehmen sowie ihre Nachun-
ternehmen und Verleihunternehmen haben vollständige
und prüffähige Unterlagen nach Absatz 1 über die einge-
setzten Beschäftigten bereitzuhalten. Auf Verlangen des
öffentlichen Auftraggebers sind ihm diese Unterlagen
vorzulegen. Die öffentlichen Auftraggeber verpflichten
den Auftragnehmer vertraglich, die Einhaltung dieser
Pflicht durch die beauftragten Nachunternehmen und
Verleihunternehmen vertraglich sicherzustellen.

§ 8

Sanktionen

(1) Um die Einhaltung der Verpflichtungen nach den 
§§ 3 bis 7 zu sichern, vereinbaren die öffentlichen Auf-
traggeber mit den beauftragten Unternehmen für jeden
schuldhaften Verstoß eine Vertragsstrafe in Höhe von 
einem Prozent des Auftragswertes, bei Verkehrsdienst-
leistungen gemäß § 2 Absatz 2 eine Vertragsstrafe in
Höhe von bis zu einem Prozent. Bei mehreren Verstößen
darf die Summe der Vertragsstrafen fünf Prozent des
Auftragswertes nicht überschreiten. Die beauftragten
Unternehmen sind zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach
Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der Ver-
stoß durch Nachunternehmen oder Verleihunternehmen
begangen wird, es sei denn, dass das beauftragte Unter-
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nehmen den Verstoß nicht kannte und unter Beachtung
der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch
nicht kennen musste. Ist die verwirkte Vertragsstrafe un-
verhältnismäßig hoch, so kann sie von dem öffentlichen
Auftraggeber auf Antrag des beauftragten Unternehmens
auf den angemessenen Betrag herabgesetzt werden. So-
weit infolge des Verstoßes zu niedrige Entgelte gezahlt
wurden, soll der angemessene Betrag mindestens dem
Dreifachen des Betrages entsprechen, der von dem 
Unternehmen oder seinen Nachunternehmen und Ver -
leihunternehmen durch den Verstoß eingespart wurde.
Die Geltendmachung einer Vertragsstrafe nach diesem
Gesetz bleibt von der Geltendmachung einer Vertrags-
strafe aus anderem Grunde sowie von der Geltend -
machung sonstiger Ansprüche unberührt.

(2) Die öffentlichen Auftraggeber vereinbaren mit den
beauftragten Unternehmen, dass die schuldhafte Nichter-
füllung einer Verpflichtung nach den §§ 3 bis 7 durch
das beauftragte Unternehmen den öffentlichen Auftrag-
geber zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund be-
rechtigt und dass das beauftragte Unternehmen dem öf-
fentlichen Auftraggeber den durch die Kündigung ent-
standenen Schaden zu ersetzen hat.

(3) Haben beauftragte Unternehmen oder deren Nach -
unternehmen oder Verleihunternehmen schuldhaft gegen
Verpflichtungen dieses Gesetzes verstoßen, können die
öffentlichen Auftraggeber diese für die Dauer von bis zu
drei Jahren von ihren Auftragsvergaben ausschließen.

(4) Die öffentlichen Auftraggeber informieren die für die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 23 AEntG und § 18 MiArbG zuständigen Stellen
über Verstöße der Unternehmen gegen Verpflichtungen
nach § 3 Absätze 1 und 2.

§ 9

Informationspflichten beim Betreiberwechsel 
im öffentlichen Personenverkehr

Soweit öffentliche Auftraggeber im Rahmen der Ver -
gabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Sin-
ne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 auf Grundlage
von Ar tikel 4 Absatz 5 dieser Verordnung Unternehmen
dazu verpflichten wollen, die Beschäftigten, die zuvor
zur Erbringung der Dienste eingestellt wurden, zu den
bisherigen Arbeitsbedingungen zu übernehmen, sind die
bis herigen Betreiber verpflichtet, den öffentlichen Auf-
traggebern auf Anforderung binnen sechs Wochen alle
hierzu erforderlichen Informationen zur Verfügung zu
stellen.
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§ 10

Übergangsbestimmung

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf öffentliche
Aufträge, deren Vergabe vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes eingeleitet worden ist.

§ 11

Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes

Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach einem
Erfahrungszeitraum von vier Jahren nach Inkrafttreten
dieses Gesetzes durch die Landesregierung überprüft.
Die Landesregierung unterrichtet den Landtag zeitnah
über das Ergebnis der Überprüfung. Dabei ist darzustel-
len, inwieweit die Tariftreue Wirkung entfaltet und, so-
weit notwendig, welche Maßnahmen ergriffen werden
können, um die Tariftreue weiter zu stärken.

§ 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkün-
dung folgenden dritten Monats in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

a) Zielsetzung

Der Einsatz von untertariflich entlohnten Beschäftigten kann bei der öffentlichen
Auftragsvergabe zu Wettbewerbsverzerrungen führen, weil das Gebot der Wirt-
schaftlichkeit den öffentlichen Auftraggeber in der Regel zwingt, auf das wirt-
schaftlich günstigste Angebot den Zuschlag zu erteilen. Erzielt dieses Angebot
seine Position dadurch, dass das anbietende Unternehmen untertariflich entlohnte
Beschäftigte einsetzt, schadet dies tariftreuen Unternehmen. Ziel dieses Gesetz-
entwurfs ist es deshalb, durch die Einführung von Tariftreue einen fairen Wettbe-
werb bei öffentlichen Ausschreibungen zu ermöglichen und hierdurch insbeson-
dere die mittelständischen Unternehmen und ihre Beschäftigten zu schützen. Die
Festsetzung eines Mindestentgelts verhindert, dass sich Unternehmen im Wettbe-
werb um öffentliche Aufträge durch unbegrenztes Unterbieten bei den Arbeits -
kos ten Vorteile verschaffen können, die zu Lasten ihrer Beschäftigten gehen. Zu-
gleich wird mit dem Mindestentgelt ein Vergütungsniveau bestimmt, das den Un-
ternehmen und ihren Beschäftigten auch außerhalb von öffentlichen Aufträgen 
eine Orientierungshilfe sein kann.

b) Rechtsgrundlagen

Rechtliche Grundlage für dieses Gesetz ist § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB), wonach der Landesgesetzgeber für die Vergabe
öffentlicher Aufträge besondere Anforderungen an die Unternehmen stellen darf.
Zwar gilt diese Vorschrift gemäß § 100 Absatz 1 GWB nur für Vergaben mit Auf-
tragswerten ab den EU-Schwellenwerten. Für die Vergabe von sons tigen öffent -
lichen Aufträgen steht es dem Landesgesetzgeber jedoch ebenfalls frei, besondere
Anforderungen an die Eignung von Unternehmen zu stellen. Mit diesem Gesetz
soll davon für Baden-Württemberg Gebrauch gemacht werden.

Die Vereinbarkeit von Tariftreueregelungen mit dem Grundgesetz (GG) und dem
übrigen Bundesrecht wurde durch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit
Beschluss vom 11. Juli 2006 (Az.: 1 BvL 4/00) bestätigt. Das BVerfG hat dabei
ausdrücklich klargestellt, dass die Umsetzung der Tariftreueverpflichtung nicht zu 
einem Verstoß gegen die in Artikel 9 Absatz 3 GG geschützte Tarifautonomie
führt, weil weder ein rechtliches Hindernis zum Abschluss von Tarifverträgen er-
richtet, noch der Abschluss konkurrierender Tarifverträge faktisch unmöglich ge-
macht wird.

Der Gesetzentwurf berücksichtigt insbesondere die Rechtsprechung des Europä -
ischen Gerichtshofs (EuGH) im Urteil vom 3. April 2008 in der Rechtssache 
C-346/06 (sog. Rüffert-Urteil).

c) Tariftreuepflicht in Anknüpfung an das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und das
Mindestarbeitsbedingungengesetz

Die Tariftreuepflicht kann im Einklang mit dem Rüffert-Urteil des EuGH bei öf-
fentlichen Aufträgen eingefordert werden, wenn die betroffenen Unternehmen
durch einen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) für allgemeinver-
bindlich erklärten Tarifvertrag gebunden sind.

Gleiches gilt, wenn die Tariftreue an die Vorgaben einer Rechtsverordnung 
anknüpft, die aufgrund von § 4 Absatz 3 Mindestarbeitsbedingungengesetz 
(MiArbG) erlassen wurde. Nach § 8 Absatz 1 Satz 1 MiArbG sind alle Arbeitge-
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ber mit Sitz im In- und Ausland, die unter den Geltungsbereich einer Rechtsver-
ordnung nach § 4 Absatz 3 MiArbG fallen, verpflichtet, ihren Beschäftigten min-
destens die in der Rechtsverordnung für den Beschäftigungsort vorgeschriebenen
Mindestarbeitsentgelte zu gewähren. Die durch Rechtsverordnung festgesetzten
Mindestarbeitsentgelte stellen daher künftig, vorbehaltlich der Übergangsrege-
lung des § 8 Absatz 2 MiArbG, die ausnahmslose Bindungswirkung für alle in-
und ausländischen Arbeitgeber sicher, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
im Geltungsbereich der Mindestentgeltsätze beschäftigen.

d) Tariftreuepflicht bei öffentlichen Aufträgen über Personenverkehrsdienste

Ebenfalls im Einklang mit Europarecht ist die Einführung einer Tariftreuepflicht
bei öffentlichen Aufträgen über Personenverkehrsdienste. Nach Artikel 58 Absatz 1
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) gehen die
Bestimmungen des AEUV über den Verkehr denen über die Dienstleistungsfrei-
heit vor. Das Rüffert-Urteil des EuGH, das maßgeblich auf der Dienstleistungs-
freiheit und der auf ihrer Basis erlassenen Richtlinie 96/71/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Ar-
beitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 18 vom
21. Januar 1997, S. 1) beruht, findet folglich im Verkehrsbereich keine Anwen-
dung.

Für die Zulässigkeit von Tariftreueregelungen in diesem Bereich lässt sich zudem
die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und Nr. 1107/70
des Rates (ABl. L 315 vom 3. Dezember 2007, S. 1) heranziehen. Nach Artikel 4
Absatz 6 dieser Verordnung kann der Auftraggeber den Betreiber bei der Vergabe
von Personenverkehrsdiensten im Einklang mit nationalem Recht dazu verpflich-
ten, bestimmte Qualitätsstandards einzuhalten. Aus Erwägungsgrund 17 der Ver-
ordnung wird deutlich, dass es sich bei diesen Standards auch um soziale Krite -
rien, wie Mindestarbeitsbedingungen und Verpflichtungen aus Kollektivverein -
barungen, handeln kann; die Mitgliedstaaten können zur Gewährleistung trans -
parenter und vergleichbarer Wettbewerbsbedingungen zwischen den Betreibern
und um das Risiko von Sozialdumping zu verhindern, besondere soziale Normen
und Dienstleistungsqualitätsnormen vorschreiben. Daher ist im Anwendungsbe-
reich der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 von der Zulässigkeit von Tariftreue-
verpflichtungen auszugehen.

Die für den Bereich der öffentlichen Personenverkehrsdienste vorgesehene verga-
bespezifische Pflicht zur Einhaltung von in Baden-Württemberg geltenden Tarif-
verträgen stellt auch keine Behinderung der europarechtlichen Niederlassungs-
freiheit dar. Solche Bedingungen in Vergabeverfahren betreffen keine Organisa -
tions- oder Ordnungsvorschriften für die Niederlassung. Die Niederlassungsfrei-
heit bezweckt nicht die Freistellung von tätigkeitsbezogenen Regulierungen, die
alle Marktanbieter in gleicher Weise treffen. Dies ist bei einer landesgesetzlichen
Tariftreue- und Mindestentgeltregelung der Fall, weil damit weder eine versteckte
noch eine indirekte Diskriminierung von Bewerbern aus anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union hinsichtlich der Niederlassungsfreiheit oder in sonstiger
Weise verursacht wird.

e) Mindestentgelt

Da die Verpflichtung zur Tariftreue nach der Rechtsprechung des EuGH nur ein-
geschränkt gefordert werden kann, wird sie durch eine allgemeine Vorgabe zum
Mindestentgelt ergänzt. Danach dürfen öffentliche Aufträge nur an Unternehmen
vergeben werden, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Be-
schäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Mindestentgelt zu zahlen. Die



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 2742

14

Forderung kann vom Landesgesetzgeber zulässigerweise erhoben werden, weil es
sich hierbei nicht um eine arbeitsrechtliche Regelung handelt, sondern um die
Vorgabe eines Vergabekriteriums (vgl. BVerfG, Beschluss vom 11. Juli 2006,
Az.: 1 BvL 4/00, Rn. 56 ff.). Sie ist auch mit der Rechtsprechung des EuGH zu
vereinbaren, weil das Mindestentgelt durch Rechtsvorschrift verbindlich festge-
legt wird (vgl. EuGH, Urteil vom 3. April 2008, Rs. C-346/06, Rn. 21, 24).

Im Verhältnis zur Tariftreuepflicht gilt: In den Fällen, in denen zulässigerweise
Tariftreue gefordert werden kann, gelten grundsätzlich die tarifvertraglich be-
stimmten Entgelte. Jedoch gilt in solchen Fällen ausnahmsweise dann die Min -
dest entgeltregelung, wenn diese für die Beschäftigten günstiger ist. Außerhalb des
Anwendungsbereichs der Tariftreue greift die Mindestentgeltvorgabe. Ist zwar
der Anwendungsbereich der Tariftreue mit Blick auf das AEntG oder das Mi-
ArbG eröffnet, liegen aber keine einschlägigen Tarifverträge vor, greift auch inso-
weit die Mindestentgeltvorgabe.

Die konkrete Höhe des Mindestentgelts wird zunächst im Gesetz festgelegt. Not-
wendige Änderungen werden durch das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts
zuständige Ministerium mittels Rechtsverordnung festgelegt. Zur Vorbereitung
der Anpassungen wird dieses Ministerium ermächtigt, eine Kommission einzu-
richten, welche das Mindestentgelt jährlich überprüft und ggf. einen Vorschlag
zur Anpassung macht; die Einrichtung, Arbeitsweise und Beschlussfassung der
Kommission werden ebenso durch Rechtsverordnung geregelt.

f) Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung

(1) Wirtschaft, Arbeit und Beschäftigung:

Mit diesem Gesetz soll unterbunden werden, dass der Wettbewerb bei der Ver -
gabe öffentlicher Aufträge durch Einsatz von Billigarbeitskräften verzerrt werden
kann. Das Gebot der Wirtschaftlichkeit zwingt den öffentlichen Auftraggeber,
dem wirtschaftlichsten Angebot den Zuschlag zu erteilen. Wird das wirtschaft-
lichste Angebot dadurch erzielt, dass untertariflich entlohnte Beschäftigte einge-
setzt werden, führt dies zu einer Wettbewerbsverzerrung. Sie schadet Unterneh-
men, die ihren Mitarbeitern Tariflöhne bezahlen und ebenfalls um den Auftrag
konkurrieren. Dadurch werden zugleich tarifgebundene Arbeitsplätze in diesen
Unternehmen gefährdet.

Das Gesetz stärkt somit die Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der kleinen und
mittleren Unternehmen. Durch die Festlegung auf die Einhaltung bestimmter Ta-
rifverträge sowie auf die Zahlung eines Mindestentgelts als Zugangsvoraussetzung
zu öffentlichen Aufträgen erfolgt für die Unternehmen, die sich um einen öffent -
lichen Auftrag bewerben, insoweit eine Angleichung ihrer wettbewerblichen Aus-
gangslage. Damit soll zugleich in beschäftigungspolitisch sensiblen Bereichen der
Erhalt von Arbeitsplätzen gewährleistet werden, die einen ausreichenden sozialen
Schutz und ein angemessenes Einkommensniveau garantieren. Hinsichtlich dieses
Ziels flankiert das vorliegende Gesetz das Mittelstandsförderungsgesetz des Landes.

Zugleich wird mit dem Mindestentgelt ein Vergütungsniveau bestimmt, das den
Unternehmen und ihren Beschäftigten auch außerhalb von öffentlichen Aufträgen
eine Orientierungshilfe sein kann.

Für die Unternehmen können geringfügig höhere Kosten durch Nachweispflich-
ten entstehen.

(2) Öffentliche Haushalte und Verwaltung:

Die im Gesetz enthaltenen Regelungen und Verpflichtungen für die Unternehmen
bei der Ausführung von öffentlichen Aufträgen im Anwendungsbereich des Ge-
setzes führen nicht zwingend zu Mehrkosten für die öffentlichen Haushalte. Ins-
besondere gibt es keinen regelmäßig feststellbaren Automatismus zwischen der
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Tariftreue- und Mindestentgeltpflicht und den Gesamtpreisen bei öffentlichen
Aufträgen. Das bei diesen Aufträgen für die gesuchte Leistung zu entrichtende
Entgelt ist zum einen stets das Ergebnis des durch die konkrete Ausschreibung er-
zeugten Wettbewerbs vor dem Hintergrund der jeweiligen Wirtschaftslage. Zum
anderen hängt das Gesamtergebnis von Ausschreibungen meist von einer Vielzahl
von Einzelpositionen und Faktoren ab, die abhängig vom einzelnen Unternehmen
unterschiedlich stark ins Gewicht fallen können. Zudem ist nicht bekannt, ob und
in welchem Umfang das bisherige Fehlen von Tariftreue- und Mindestentgeltre-
gelungen sich bei der öffentlichen Auftragsvergabe in Baden-Württemberg tat -
sächlich auf die Angebotspreise ausgewirkt hat. Ob und in welchem Umfang die
vorgesehenen Regelungen zu Mehrkosten für die öffentlichen Auftraggeber
führen, ist daher nicht vorhersehbar, sondern bleibt abzuwarten.

Aufgrund der durch das Gesetz zu erwartenden Verbesserungen auf dem Arbeits-
markt stehen etwaigen Mehrkosten nicht näher quantifizierbare Einsparungen bei
Transferzahlungen sowie staatliche Mehreinnahmen bei Steuern und Sozialver -
sicherungsbeiträgen gegenüber. Damit erfolgt zugleich ein wichtiger Beitrag zur
Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme. Die zu erwartenden Einsparungen
bei Transfer- und Sozialleistungen sowie erwartete Mehreinnahmen bei Steuern
kommen allerdings nicht vollständig dem Land zugute. Begünstigt werden vor al-
lem die Sozialleistungsträger (z. B. Kommunen); von den Mehrsteuern profitiert
das Land nur anteilig nach den Verteilsystemen, z. B. dem Länderfinanzausgleich. 

Zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht durch den Gesetzesvollzug insbeson-
dere durch die Feststellung der einschlägigen Lohn- und Gehaltstarife, die Ein -
holung von Nachweisen sowie durch Kontrollen und Sanktionen. Die staatlichen,
kommunalen und sonstigen öffentlichen Auftraggeber werden bei der Gesetzes-
anwendung allerdings durch eine beim Regierungspräsidium Stuttgart einzurich-
tende Servicestelle teilweise entlastet. Durch die Einrichtung dieser Servicestelle
entsteht jedoch Personalaufwand beim Land, dessen Umfang wesentlich von ihrer
tatsächlichen Inanspruchnahme abhängen wird. Geringer Mehraufwand beim
Land entsteht außerdem beim Sozialministerium im Zusammenhang mit der Fest-
legung der repräsentativen Tarifverträge im Verkehrsbereich sowie der Fort-
schreibung des Mindestentgelts von 8,50 Euro pro Stunde. Soweit bei Kontrollen
Verstöße festgestellt werden, die zu Vertragsstrafen führen, kommen diese den je-
weiligen öffentlichen Auftraggebern zugute.

In Bezug auf die Verwaltungsausgaben sind insgesamt keine erheblichen Mehr-
kosten zu erwarten. Für die Kommunen sind bei wirtschaftlicher und sparsamer
Handlungsweise aus dem Gesetzesvollzug keine Kosten ersichtlich, die einen
Ausgleich nach dem Konnexitätsausführungsgesetz erfordern würden.

g) Ergebnis der Anhörung

(1) Angehörte Verbände, Wirtschaftsorganisationen und Gewerkschaften

Das Finanz- und Wirtschaftsministerium hat aufgrund der Freigabe des Minister-
rates vom 8. Mai 2012 den Gesetzentwurf in die Anhörung gegeben zur Abgabe
einer Stellungnahme bis zum 27. Juni 2012. Beteiligt wurden folgende Organisa-
tionen:

• die kommunalen Landesverbände,

• der Baden-Württembergische Industrie- und Handelskammertag,

• der Baden-Württembergische Handwerkstag e. V.,

• die Landesvereinigung Bauwirtschaft Baden-Württemberg,

• der Landesverband der Baden-Württembergischen Industrie e. V.,

• die Landesvereinigung Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände e. V.,
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• der Verband Baden-Württembergischer Omnibusunternehmer e. V.,

• der Deutsche Gewerkschaftsbund Bezirk Baden-Württemberg,

• die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt,

• die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di,

• die Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft.

Darüber hinaus wurden auch eingegangene Stellungnahmen folgender Organisa-
tionen berücksichtigt:

• Landesinnung des Gebäudereiniger-Handwerks Baden-Württemberg und Fach-
verband Gebäudedienste Baden-Württemberg e. V.,

• Landesinnungsverband des Maler- und Lackiererhandwerks Baden-Württem-
berg,

• Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Baden-Württemberg e. V.,

• Arbeitsgemeinschaft der Verbände des Verkehrsgewerbes in Baden-Württem-
berg,

• Arbeitgeber- und Wirtschaftsverband der Mobilitäts- und Verkehrsdienstleister
e. V.,

• Arbeitgeberverband Rhein-Neckar-Verkehr e. V.,

• Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. Landesgruppe Baden-Würt-
temberg,

• Handwerkerrunde Singen,

• Südwestrundfunk.

(2) Stellungnahmen

Grundsätzlich befürwortet wird der Gesetzentwurf von den Gewerkschaften, dem
Verband Baden-Württembergischer Omnibusunternehmen e. V., dem Arbeitge-
ber- und Wirtschaftsverband der Mobilitäts- und Verkehrsdienstleister e. V., dem
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V., dem Landesinnungsverband des
Maler- und Lackiererhandwerks Baden-Württemberg, der Landesinnung des Ge-
bäudereiniger-Handwerks Baden-Württemberg und Fachverband Gebäudedienste
Baden-Württemberg e. V. und der Handwerkerrunde Singen. Der Baden-Würt-
tembergische Handwerkstag e. V. begrüßt den Gesetzentwurf grundsätzlich, lehnt
aber eine Bindung an ein allgemeingültiges Mindestentgelt ab. Von allen anderen
Verbänden und Organisationen, insbesondere den kommunalen Landesverbän-
den, wird der Gesetzentwurf grundsätzlich abgelehnt.

In den Stellungnahmen wird allgemein der zusätzliche bürokratische Aufwand
kritisiert, der zu Kostensteigerungen führe. 

Von Seiten der Befürworter des Gesetzentwurfs werden eine angemessene per -
sonelle Ausstattung gefordert sowie strengere Kontroll- und Sanktionsmechanis-
men, um die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele erreichen zu können und um
dem Missbrauch durch die Abgabe falscher Erklärungen vorzubeugen. Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund regt an, die Vergabe öffentlicher Aufträge grundsätzlich
davon abhängig zu machen, dass bei den Unternehmen tarifliche Regelungen
exis tieren.

In den kritischen Stellungnahmen zum Gesetzentwurf wird darauf hingewiesen,
dass Probleme hinsichtlich Wettbewerbsverzerrungen aufgrund zu geringer be -
ziehungsweise unangemessen niedriger Arbeitslöhne bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge nicht bekannt seien. Es wird befürchtet, dass die im Gesetzentwurf vor-
gesehenen Sanktionen die Preis- und die Wettbewerbssituation verschärfen könn-
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ten und durch die Verknüpfung sozialpolitischer Ziele mit der Vergabe öffent -
licher Aufträge sogar Wettbewerbsverzerrungen Vorschub geleistet wird. Das
Ziel des Gesetzentwurfs, Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, könne mit der
Abgabe einer Verpflichtungserklärung nicht verhindert werden. Im Übrigen be-
stünden bereits Mindestlohnvorgaben durch das Tariftreue- und Mindestlohn -
gesetz bzw. das AEntG. Des Weiteren existierten tarifvertragliche Vorgaben zu
Mindestlöhnen, beispielsweise im Baubereich; eine ausreichende Haftung durch
die Unternehmen sei dort gewährleistet. Als weiteres Beispiel wird der Garten-,
Landschafts- und Sportplatzbau genannt; dort gebe es keinen Stundenlohn, der
den im Gesetzentwurf vorgesehenen vergabespezifischen Mindestlohn von 8,50
Euro unterschreitet. In einigen Stellungnahmen werden zudem die Gesetzge-
bungskompetenz des Landes und die Europarechtskonformität der Mindestlohn-
vorgaben angezweifelt. Befürchtet wird auch, dass bei Inkrafttreten des Gesetz-
entwurfs der innerdeutsche und europäische Wirtschaftsverkehr sowie der Zu-
gang von Bietern aus anderen Bundesländern und der EU erschwert und die un-
ternehmerische Freiheit und Kreativität eingeschränkt wird. Weiter wird davor
gewarnt, dass der Gesetzentwurf Unternehmen abschrecken könnte, überhaupt ein
Angebot abzugeben und dass Unternehmen, die die Vorgaben des Gesetzentwurfs
nicht einhalten, gänzlich vom Markt verdrängt werden könnten mit der Folge,
dass weniger Wettbewerb stattfindet. Befürchtet wird außerdem, dass der Gesetz-
entwurf zu Aufspaltungstendenzen bei den Unternehmen führt: Einerseits inner-
halb der Unternehmen in Unternehmensteile, die sich an öffentlichen Ausschrei-
bungen beteiligen und Unternehmensteile, die das nicht tun, andererseits zwi-
schen den Unternehmen in solche Unternehmen, die sich an öffentlichen Aus-
schreibungen beteiligen und in Unternehmen, die davon künftig generell ab -
sehen. Kritisiert wird außerdem, dass der Gesetzentwurf zu einer weiteren Zer-
splitterung des Vergaberechts führe und dass die Kommunen aufgrund des feh-
lenden Know-hows nicht in der Lage seien, die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
gaben zu kontrollieren; dies müsse daher durch eine staatliche Stelle erfolgen.
Des Weiteren wird problematisiert, dass die Einführung eines allgemeinen Min-
destlohns die Beschäftigung von Menschen mit Vermittlungshindernissen ver -
hin dere. Am Beispiel des Transportgewerbes wird erläutert, dass der Gesetzent-
wurf zu Umsetzungsproblemen führe, weil dort üblicherweise pauschalierte Mo-
natslöhne gezahlt werden, und bezüglich des Verkehrsbereichs wird kritisiert,
dass der Gesetzentwurf die regionalen Unterschiede innerhalb Baden-Württem-
bergs und Unterschiede zwischen den Unternehmen nicht berücksichtige. Für
den Bereich der Verkehrsdienstleistungen wird gefordert, dass der Gesetzent-
wurf bei der Feststellung der Repräsentativität von Tarifverträgen den regionalen
Unterschieden innerhalb Baden-Württembergs und auch Unterschieden zwi-
schen den Verkehrsunternehmen Rechnung tragen sollte und daher alle be -
stehenden Tarifverträge, örtlich geltenden Tarifverträge und auch alle Haustarif-
verträge berücksichtigen müsse.

(3) Ergebnis

Insgesamt enthalten die allgemeinen Stellungnahmen keine wesentlichen neuen Ar-
gumente, die nicht bereits im Rahmen der Vorbereitung des Gesetzentwurfes ge-
prüft worden wären; insoweit gelten die Ausführungen unter den Buchstaben a bis f
des Allgemeinen Teils der Begründung weiterhin. Es bestand deshalb auch kein
Anlass, den Gesetzentwurf grundsätzlich zu ändern. 

Die wichtigsten Einzeländerungen sind:

• Die Bezeichnung des Gesetzes wurde in „Tariftreue- und Mindestlohngesetz
für öffentliche Aufträge in Baden-Württemberg (Landestariftreue- und Min-
destlohngesetz)“ geändert. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass das Ge-
setz als Vergabekriterium auch eine allgemeine Lohnuntergrenze festlegt.

• Die Präzisierung des Begriffs „Mindestentgelt“ in § 4 (Anregung des Gemein-
detags Baden-Württemberg und Landesvereinigung Baden-Württembergischer
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Arbeitgeberverbände e. V.). Dazu wurde der Begriff des Entgelts in Teil B der
Gesetzesbegründung zu § 4 durch Aufnahme eines neuen Absatzes 2 klarge-
stellt. Zum Entgelt gehören danach grundsätzlich alle geldwerten Leistungen
des Arbeitgebers. 

• Die Prüfpflicht in § 6 Abs. 1, wonach die Angebote der Nachunternehmen und
Verleihunternehmen durch die Unternehmen daraufhin zu überprüfen sind, ob
sie auf der Basis der nach diesem Gesetz anzuwendenden Lohn- und Gehalts -
tarife sowie des Mindestentgelts nach § 4 kalkuliert sein können, wurde ge -
strichen (Anregung des Baden-Württembergischen Industrie- und Handelskam-
mertags).

Im Übrigen waren lediglich geringfügige Änderungen erforderlich, die sich auf
redaktionelle Korrekturen und wenige Klarstellungen beschränken. 

B. Einzelbegründung

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes)

§ 1 umschreibt die Zielsetzung des Gesetzes.

Durch die Verpflichtung der sich um den Auftrag bewerbenden Unternehmen be-
reits bei Angebotsabgabe soll erreicht werden, dass sie bereits zu diesem Zeit-
punkt und nicht erst bei der Vertragsdurchführung zur Beachtung der geforderten
Mindestarbeitsbedingungen angehalten werden.

Zu § 2 (Anwendungsbereich)

§ 2 regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes.

Mit Absatz 1 werden öffentliche Bauaufträge und öffentliche Aufträge über
Dienstleistungen aller Art erfasst; dafür wird auf die einschlägigen vergaberecht-
lichen Definitionen im GWB Bezug genommen.

In Absatz 2 werden die gesonderten Regelungen unterliegenden Dienstleistungs-
aufträge im Verkehrsbereich erfasst. Für die öffentlichen Personenverkehrsdiens -
te wird dazu in Satz 1 auf die in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 enthaltenen
Definitionen Bezug genommen. Dies sind gemäß Artikel 5 der Verordnung
Dienst leis tungsaufträge im straßengebundenen öffentlichen Personenverkehr mit
Bussen und Straßenbahnen, sonstige Dienstleistungsaufträge im schienengebun-
denen Per sonenverkehr sowie Dienstleistungskonzessionen in diesen Bereichen.
Dies um fasst sämtliche, insbesondere auch die nach § 13 des Personenbeförde-
rungsgesetzes genehmigten Verkehrsdienstleistungen. Mit Satz 2 werden auch
Auftragsvergaben über die nicht als öffentliche Personenverkehre geltenden Ver-
kehrsaufträge im Sinne der Freistellungsverordnung erfasst; hierzu gehören insbe-
sondere der freigestellte Schülerverkehr sowie der Transport von körperlich, geis -
tig oder seelisch behinderten Personen zu oder von Einrichtungen, die deren Be-
treuung dienen.

Um den durch das Tariftreue- und Mindestlohngesetz im Interesse der Wirksam-
keit nicht völlig zu vermeidenden bürokratischen Aufwand für die Unternehmen
und die öffentlichen Auftraggeber angemessen zu begrenzen, wird in Absatz 3 
eine Bagatellgrenze in Höhe von 20 000 Euro festgelegt. Aufträge geringeren
Umfangs sind aus dem Anwendungsbereich des Tariftreue- und Mindestlohnge-
setzes ausgenommen.

Hinsichtlich der Schätzung der Auftragswerte wird die Vorgehensweise ent -
sprechend der für Vergaben ab den EU-Schwellenwerten geltenden Vergabever-
ordnung vorgegeben. Danach ist von der geschätzten Gesamtvergütung für die
vorgesehene Leistung auszugehen; insbesondere darf der Wert eines beabsichtig-
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ten Auftrags nicht in der Absicht geschätzt oder aufgeteilt werden, ihn der An-
wendung dieser Bestimmung zu entziehen.

Absatz 4 bestimmt explizit die öffentlichen Auftraggeber, die die Tariftreue- und
Mindestentgeltregelungen anzuwenden haben. Hierfür wird auf die Auftraggeber-
definition in § 98 GWB zurückgegriffen; dazu gehören vor allem das Land, die
kommunalen Auftraggeber und sonstige der Aufsicht des Landes unterstehende
juristische Personen des öffentlichen Rechts. Durch Satz 2 werden die Fälle aus-
genommen, in denen ein öffentlicher Auftraggeber im Land für den Bund oder ein
anderes Bundesland tätig wird.

Mit Absatz 5 werden die Verpflichtungen zur Tariftreue und Mindestentgeltzah-
lung, die für die Unternehmen grundsätzlich im Rahmen der Angebotsabgabe be-
gründet werden, auch auf die nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 mög -
lichen Direktvergaben von Dienstleistungsaufträgen über öffentliche Personen-
verkehrsdienste erstreckt.

Absatz 6 regelt den Sonderfall der grenzüberschreitenden Vergabe von öffent -
lichen Aufträgen. Damit öffentliche Auftraggeber in Baden-Württemberg Aus-
schreibungen auch zusammen mit anderen öffentlichen Auftraggebern, für die die-
ses Gesetz nicht gilt, vornehmen können, wird bestimmt, dass sie mit diesen Auf-
traggebern zunächst eine Einigung über die Anwendung der Vorgaben dieses Ge-
setzes anstreben müssen. Kann eine solche Einigung nicht erreicht werden, kann
auf die Vorgabe von Tariftreuepflicht oder Mindestentgelt ausnahmsweise ver-
zichtet werden. Damit wird gewährleistet, dass auch bei grenzüberschreitenden
Ausschreibungen grundsätzlich Tariftreue- oder Mindestentgeltverpflichtungen
be stehen. Zugleich wird aber die erforderliche Flexibilität im Einzelfall ermög-
licht.

Zu § 3 (Tariftreuepflicht)

In Absatz 1 wird festgelegt, dass öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis -
tungen nur an solche Unternehmen vergeben werden dürfen, die sich vorher ver-
pflichten, ihren Beschäftigten mindestens das auf der Grundlage des AEntG für
allgemeinverbindlich erklärte Entgelt zu zahlen. Das AEntG gilt derzeit für fol-
gende Wirtschaftsbereiche:

• Bauhauptgewerbe oder Baunebengewerbe im Sinne der Baubetriebe-Verord-
nung,

• Gebäudereinigung,

• Briefdienstleistungen,

• Sicherheitsdienstleistungen,

• Bergbauspezialarbeiten auf Steinkohlebergwerken,

• Wäschereidienstleistungen im Objektkundengeschäft,

• Abfallwirtschaft einschließlich Straßenreinigung und Winterdienst,

• Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder Dritten Buch
Sozialgesetzbuch,

• Pflegedienstleistungen.

In Absatz 2 wird die Tariftreuevorschrift auf Entgeltvorgaben nach den gesetz -
lichen Bestimmungen des MiArbG ausgeweitet.

In Absatz 3 wird die europarechtliche Möglichkeit einer Tariftreueregelung für
den öffentlichen Personenverkehr aufgegriffen. Sind mehrere Tarifverträge ein-
schlägig, müssen Auftragnehmer ihren Beschäftigten zur Erfüllung ihrer Tarif-
treuepflichten insgesamt mindestens das in einem der einschlägigen und als reprä-
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sentativ festgestellten Tarifverträge vorgesehene Entgelt zahlen. Mit Satz 2 werden
die öffentlichen Auftraggeber verpflichtet, die einschlägigen und repräsenta tiven
Tarifverträge in der Vergabebekanntmachung und den Vergabeunterlagen aufzu-
führen. Damit wird der Wahrung des Transparenzgebots und der Chancengleich-
heit auch für nicht baden-württembergische Unternehmen Rechnung getragen.

Der Begriff des Entgelts im Sinne des Absatzes 3 ist weiter gefasst als der Begriff
des Entgelts nach den Absätzen 1 und 2, das sich auf den Anwendungsbereich des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes bzw. des Mindestarbeitsbedingungengesetzes be-
zieht. Der Begriff des Entgelts nach Absatz 3 erfasst insoweit alle entgeltrelevan-
ten Vereinbarungen im Tarifvertrag (Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, Zuschlags -
regelungen, vermögenswirksame Leistungen etc.), soweit die geldwerten Leistun-
gen anteilig dem Zeitraum der Ausführung des öffentlichen Auftrags durch die
betroffenen Beschäftigten zugeordnet werden können. Aufwendungen für die Al-
tersversorgung werden oftmals nicht direkt an den Arbeitnehmer, sondern an
Dritte geleistet. Aus Gründen der Rechtsklarheit sind die Aufwendungen für die
Altersversorgung in § 3 Absatz 3 Satz 1 ausdrücklich aufgeführt. Maßgebend für
den Entgeltvergleich ist die Gesamtsumme der vom Arbeitgeber zu leistenden
Zahlungen, nicht die Höhe einzelner Entgeltkomponenten.

Absatz 4 betrifft die Feststellung der repräsentativen Tarifverträge im Sinne von
Absatz 3. Die Bestimmung der Repräsentativität erfolgt durch das für die Angele-
genheiten des Arbeitsrechts zuständige Sozialministerium im Einvernehmen mit
dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, gegebenenfalls unter Berücksich-
tigung der Empfehlungen eines mit den im betroffenen Verkehrsbereich tätigen
Sozialpartnern paritätisch besetzten Beirats. Näheres zum Verfahren wird durch
eine Rechtsverordnung bestimmt.

Eckpunkte für die Feststellung der Repräsentativität sind nach Satz 4 vorrangig

• die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Arbeitgebern Beschäftigten im
Land, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallen, und 

• die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Mit-
glieder der Gewerkschaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat.

Die Zahl der zu berücksichtigenden Beschäftigten stellt ein wesentliches Kriteri-
um für die Feststellung der Repräsentativität dar, im Einzelfall können aber auch
andere Gesichtspunkte (z. B. die Bedeutung des Tarifvertrags in einer bestimmten
Beschäftigtengruppe) berücksichtigt werden.

Mit Blick auf die fortschreitende Entwicklung erfolgt eine jährliche Überprüfung
der festgestellten repräsentativen Tarifverträge; erforderlichenfalls wird eine An-
passung zum 1. März des Folgejahrs vorgenommen, wobei in Einzelfällen bei
kurzfristig notwendigen Änderungen eine Anpassung auch zeitlich vorgezogen
werden kann.

In Absatz 5 wird festgelegt, dass beim Regierungspräsidium Stuttgart eine Ser -
vicestelle eingerichtet wird, die über das Tariftreue- und Mindestlohngesetz um-
fassend informiert und die Entgeltregelungen aus den einschlägigen und repräsen-
tativen Tarifverträgen zur Verfügung stellt. So wird die Vergleichbarkeit der
tatsächlich gezahlten Entgelte mit den Tarifen und damit die Anwendbarkeit und
Kontrolle der Tariftreue in der Praxis erheblich vereinfacht. Zur Vereinfachung
des Vergabeverfahrens macht die Servicestelle auch Muster für die Tariftreue-
und Mindestentgelterklärungen bekannt (vgl. § 5 Absatz 3). Außerdem fungiert
die Servicestelle als Geschäftsstelle des Beirats für die Feststellung der repräsen-
tativen Tarifverträge im Verkehrsbereich nach Absatz 4.
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Zu § 4 (Mindestentgelt)

Um den sozialpolitischen Regelungsspielraum hinsichtlich der Vermeidung von
Wettbewerbsverzerrungen zu erweitern, wird in Absatz 1 als Vergabekriterium 
eine allgemeine Lohnuntergrenze festgelegt. Danach dürfen nur solche Unterneh-
men öffentliche Aufträge erhalten, die sich verpflichten, ihren Beschäftigten bei
der Ausführung der Leistung ein Mindestentgelt in Höhe von 8,50 Euro (brutto)
pro Stunde zu bezahlen.

Der Begriff des Entgelts erfasst neben dem eigentlichen Entgelt pro Stunde alle
geldwerten Leistungen des Arbeitgebers wie zum Beispiel Urlaubsgeld, Weih-
nachtsgeld, Zuschläge, vermögenswirksame Leistungen sowie Aufwendungen
des Arbeitgebers für die Altersversorgung (ohne Arbeitgeberanteile zur gesetz -
lichen Sozialversicherung), soweit diese anteilig dem Zeitraum der Ausführung
des öffentlichen Auftrags durch die betroffenen Beschäftigten zugeordnet werden
können.

Für den Fall, dass bei Anwendung der Tariftreueregelung des § 3 den Beschäftigten,
die mit der Ausführung der beauftragten Leistung befasst sind, niedrigere Stunden -
entgelte zustehen würden als nach der Mindestentgeltverpflichtung, soll das Min -
destentgelt nach § 4 als die für die Beschäftigten günstigere Regelung gelten. Denn
bei der Ausführung öffentlicher Aufträge sollen Beschäftigte, für die Tarifverträge
nach § 3 gelten, nicht schlechter gestellt werden als die Beschäftigten in Branchen,
für die überhaupt keine oder keine unter § 3 fallenden Tarifverträge gelten.

Von der Pflicht zur Zahlung des Mindestentgelts auszunehmen sind Leistungen
zur Ausführung des Auftrags, die von Auszubildenden erbracht werden.

Ferner soll die Mindestentgeltregelung auch nicht gelten, wenn Aufträge an aner-
kannte Werkstätten für behinderte Menschen oder anerkannte Blindenwerkstätten
vergeben werden. Diese Einrichtungen sind nach §§ 141 Satz 1 und 143 Sozialge-
setzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX) – Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen – bei der Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand bevorzug-
te Bewerber. Die vergabe- und sozialrechtliche Sonderstellung dieser Einrichtun-
gen im Wettbewerb um öffentliche Aufträge soll nicht durch das Tariftreue- und
Mindestlohngesetz eingeschränkt werden.

Absatz 2 regelt die Anpassung des Mindestentgelts durch das für Arbeitsrecht zu-
ständige Sozialministerium mittels Rechtsverordnung. Das Sozialministerium
richtet eine Kommission ein, welche die Höhe des Mindestentgelts unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung jährlich überprüft und
Vorschläge zur Anpassung macht. Die Kommission besteht aus Vertretern der
Sozialpartner. Ihre Tagung ist grundsätzlich einmal jährlich vorgesehen.

Zu § 5 (Verpflichtungserklärung)

§ 5 regelt Verfahrensvorgaben zur Tariftreue- und Mindestentgelterklärung.

Mit Absatz 1 werden die öffentlichen Auftraggeber verpflichtet, im Vergabever-
fahren die Bieter sowie deren Nachunternehmen und Verleihunternehmen auf die
obligatorische Abgabe einer Verpflichtungserklärung hinzuweisen.

Nach Absatz 2 kann die Verpflichtungserklärung so gestaltet werden, dass damit
auch weitere vertragliche Verpflichtungen, die im Falle der Auftragerteilung mit
dem Auftragnehmer vertraglich zu vereinbaren sind, bereits hier einbezogen wer-
den. Dabei geht es um Regeln bei der Einschaltung von Nachunternehmen und
Verleihunternehmen, Auskunftspflichten und Kontrollrechte sowie Sanktionen
bei Verstößen gegen Verpflichtungen der Unternehmen.

Nach Absatz 3 gibt die Servicestelle zur Vereinfachung des Vergabeverfahrens
Muster für die Tariftreue- und Mindestentgelterklärungen im Internet bekannt, die
den öffentlichen Auftraggebern und Unternehmen dann zur Verfügung stehen.
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In Absatz 4 wird festgelegt, dass ein Angebot von der Wertung auszuschließen
ist, wenn bei der Angebotsabgabe die Verpflichtungserklärung nicht vorgelegt
wird und dies auch nach Aufforderung nicht erfolgt.

Zu § 6 (Nachunternehmen)

§ 6 regelt die Verantwortlichkeit der Auftragnehmer für ihre Nachunternehmen
sowie Unternehmen, die ihnen Arbeitskräfte verleihen (Verleihunternehmen), und
die mit deren Beauftragung verbundenen Verpflichtungen gegenüber dem öffent-
lichen Auftraggeber.

Absatz 1 betont die Notwendigkeit der sorgfältigen Auswahl von Nachunterneh-
men und Verleihunternehmen durch den Auftragnehmer. 

Soweit die Auftragnehmer im Falle des Einsatzes von Nachunternehmen oder
Verleihunternehmen bestimmte Pflichten haben, gelten diese auch im Falle des
Einsatzes von Leiharbeitskräften durch sie oder durch die Nachunternehmen.

Um den bürokratischen Aufwand für die Unternehmen zu reduzieren, wird in Ab -
satz 2 zudem eine Bagatellgrenze von 10000 Euro eingeführt. Liegt das Auftragsvo -
lumen von Nachunternehmen oder Verleihunternehmen unter dieser Schwelle, muss
der Auftragnehmer keine Tariftreue- oder Mindestentgelterklärungen dieser Nachun-
ternehmen bzw. Verleihunternehmen vorlegen. Gleichwohl muss das beauftragte
Unternehmen auch in diesen Fällen dafür sorgen, dass Nachunternehmen oder Ver-
leihunternehmen die Pflicht zur Tariftreue- und Mindestentgeltzahlung einhalten.

Zu § 7 (Nachweise und Kontrollen)

In § 7 werden die Nachweispflichten der Auftragnehmer sowie ihrer Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen über die Einhaltung ihrer Verpflichtungen zur
Tariftreue- bzw. Mindestentgeltzahlung festgelegt.

Zudem erhalten die öffentlichen Auftraggeber das Recht, diesbezüglich Kontrol-
len durchführen zu können. Die öffentlichen Auftraggeber müssen die Möglich-
keit haben, die Einhaltung der Vorgaben durch ihre Vertragspartner durch anlass-
oder stichprobenbezogene Prüfungen aufgrund der von den Unternehmen vorzu-
legenden Unterlagen sicherstellen zu können.

Zu § 8 (Sanktionen)

In § 8 werden die Sanktionsmöglichkeiten gegenüber dem Auftragnehmer bei
Verstößen gegen die in den §§ 3 bis 7 enthaltenen Verpflichtungen bestimmt.

Absatz 1 regelt die Vereinbarung einer Vertragsstrafe bei vorsätzlichen oder fahr-
lässigen Pflichtverletzungen und die Voraussetzungen für ihre Verwirkung. Die
Vertragsstrafe beträgt ein Prozent des Auftragswerts je Verstoß, bei Verkehrs-
dienstleistungen gemäß § 2 Absatz 2 beträgt die Vertragsstrafe bis zu ein Prozent.
Die Obergrenze bei mehreren Verstößen beträgt fünf Prozent und berücksichtigt
damit die von der Rechtsprechung gesetzten Grenzen der Vereinbarkeit von Ver-
tragsstrafen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (BGH, – Urteil vom 23. Ja -
nuar 2003 – VII ZR 210/01).

Als weitere Sanktionen sieht Absatz 2 die obligatorische Vereinbarung einer frist-
losen Kündigungsmöglichkeit des öffentlichen Auftraggebers vor sowie die Ver-
pflichtung des Auftragnehmers, dem öffentlichen Auftraggeber den durch die
Kündigung entstandenen Schaden zu ersetzen.

Nach Absatz 3 kann der öffentliche Auftraggeber außerdem Auftragnehmer,
Nachunternehmen oder Verleihunternehmen bei ihm bekannt gewordenen schuld-
haften Verstößen gegen ihre Verpflichtungen nach dem Tariftreue- und Mindest-
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lohngesetz bis zu drei Jahre lang von weiteren Auftragsvergaben ausschließen.
Die Entscheidung sowie die konkrete Dauer des Ausschlusses stehen im pflicht-
gemäßen Ermessen des öffentlichen Auftraggebers und haben sich an den Um-
ständen des Einzelfalls zu orientieren. Selbstreinigende Maßnahmen der Unter-
nehmen (z. B. das Entfernen des für die Verstöße verantwortlichen Personals)
sind angemessen zu berücksichtigen.

Absatz 4 regelt die Informationspflicht der öffentlichen Auftraggeber gegenüber
den nach dem AEntG und dem MiArbG für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten zuständigen Behörden der Zollverwaltung bei entsprechenden
Verstößen.

Zu § 9 (Informationspflichten beim Betreiberwechsel im öffentlichen Personen-
verkehr)

§ 9 dient der praktischen Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 bei einer Neuausschreibung eines öffentlichen Personenver-
kehrsdienstes und anschließend möglichem Betreiberwechsel, bei dem der neue
Betreiber das bisher für diesen Dienst eingestellte Personal übernehmen muss.
Nach dieser Verordnungsbestimmung gilt: Verpflichtet der öffentliche Auftrag -
geber die Betreiber eines öffentlichen Dienstes zur Einhaltung dieser Sozialstan-
dards, so sind in den Ausschreibungs- und Vertragsunterlagen die betreffenden
Beschäftigten aufzuführen und transparente Angaben zu ihren vertraglichen
Rechten und Arbeitsbedingungen zu machen. Die EU-Regelung lässt jedoch of-
fen, wie der öffentliche Auftraggeber zu den für die Ausschreibung benötigten
Angaben kommt. Um die Regelung für die öffentlichen Auftraggeber praktikabel
zu machen, sieht § 9 eine Verpflichtung der bisherigen Betreiber vor, den Auf-
traggebern auf Anforderung die erforderlichen Unterlagen und Auskünfte zur
Verfügung zu stellen.

Zu § 10 (Übergangsbestimmung)

In § 10 wird als Übergangsbestimmung geregelt, dass das vorliegende Gesetz kei-
ne Anwendung auf öffentliche Aufträge findet, deren Vergabe vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes eingeleitet worden ist.

Zu § 11 (Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes)

Mit § 11 wird eine Überprüfung der Auswirkungen dieses Gesetzes einschließlich
des Aufwands der öffentlichen Auftraggeber insbesondere im Kommunalbereich
sichergestellt. Die Landesregierung wird verpflichtet, hierüber dem Landtag zu
berichten.

Zu § 12 (Inkrafttreten)

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Mit dem vorgesehenen Zeitraum zwischen der Verkündung des Gesetzes und dem
Inkrafttreten soll den Betroffenen ermöglicht werden, sich auf die neuen Vor-
schriften einzurichten und in ihren Bereichen die nötigen Vorkehrungen für deren
Anwendung zu treffen.
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